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fünfJahreversprochenwordensindund dannnuraufzweiJahrebe¬

Karl H na
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DieStellungnahmeder Städte zumAbgabenteilungsgesetz .ImRathausewar
heuteder GrosseAusschussdes DeutschösterreichischenStädtebundeszur
BeratungderRegierungsvorlageübereinigeAbänderungendesAbgabentei-¬
lungsgesetzes versammelt. DieVerhandlungendauerten den ganzenTag ;
eine Abordnungsprachauchbei demBundesfinanzministerDr .Kienböchvor .

VorBeginnderBeratungensprachObmannBürgermeisterSeitzdem
früherenObmannAltbürgermeisterReumannfür seinegrossenVerdienste
undjahrelangeerfolgreicheArbeitfür die GemeindendenbestenDank

aus . BürgermeisterSeitz wiesdanndarauf hin ,dass dieVerhandlungen
einer wichtigenfinanziellen - undVerwaltungsfragegelten .DieRegierung
habe sich entschlossen ,die schlechte BesoldungderBundesangestellten
zuverbessern.Esist dieseineMassnahme,dieauchaufdieGemeindenzu¬
rückwirkt,dienatürlichihreBeamtennichtschlechterbehandelnkönnen,
alsderBund. EswirdeineschwereSorgederGemeindensein ,dieMittel
für diese Erhöhungdes Personalaufwandeszu finden .Aberdiese Sorgeist

gegenübereinernochgrösserenheutenichtderGegenstandderErörterung
DieRegierungwillnämlichdieMittelzudieserGehaltsregulierungihrer
Angestelltennichtauseigenemdecken ,sondernsie will dieseLastden
LändernundGemeindenaufbürden.DerzwischendenLändernundGemeinden
einerseits und demBundandererseits abgeschlossene und in der Formdes

zumausdruck
Abgaberteilungsgesetzes/gebrachteVertrag,nachdemdie LänderundGe-¬
meindenauf ihre Zuschlagsrechte zugunsten des Bundesverzichteten und

dafürvonihmgewisseAnteileandenErträgnissender Steuernzugesi-¬
cherte altenhaben ,soll nundurchdenBundausserKraftgesetztwer-¬

den .DadurchwürdeeingrössererTeilderstaatlichenUeberweisungenan
die Gemeindenaufhören .DieberufenenVertreterder Städtewerdennun
zu beraten haben ,welcheSchritte zu unternehmensind ,umdieseschwere

Gefährdung der Stadtgemeindenhintanzuhalten .

Referent Präsident des WienerLandtagesDr .Dannebergbespricht
vorerst die vonder BegierungvorgeschlageneRegulierungder Bezügeder

Bundesangestellten.
DieRegierungbringtnundieBeamtenbesoldungmitdemAbgabentei-¬

lungsgesetzin Verbindung,obwohleinsolchesJunktimnichtbesteht .Diekeine Zeile derRegierungsvorlage enthält auch -Begründung
ObwohlessichumeinenBetragvonmehraseinerhalbenBillionhandelt,
derdadenGemeinden/eggenommenwerdens 11,ist diesemGesetzentwurf
kein Motivenberichtbeigegeben .DieRegierng hat bei der Schaffungdes
Abgabenteilungsgesetzesselbst erklärt ,dansdie Einkommensteuereinege- ¬

teilte Abgabesein soll ,weil den Gemeindenein Ersatz fürdie
PreisgabewichtigerFinanzrechtegebotenwerdenmüsse .VorderWirksam-¬
keitdesAbgabenteilungsgesetzeswarderGemeindehaushalt' astausschließ-¬
lichaufdemUmlagensystemaufgebaut.Dashatjetztvollkommenaufgehött.
WennalsodieRegierungjetzteineNovelleeinbringt,diedenGemeinden
diealtenZuschlagsrechtenichtbringt ,aberihnendenAnteilanderEin-¬
kommensteuerwegnimmt,dannlöstsieeinseitigdenVertrag,dendasAbge-¬
benteilungsgesetz ,dassnachmonatgangenVerhandlungenmitdenStädtenund

politischenParteienzustandegekommenist ;darstellt .DerErsatz ,dendie
Gemeindenin der Beteiligungan der Warenumsatzsteuerfindensollen ,ist
ihnenschonlängst verheissenworden ,nochimJahre 1921 ,als dasAbgaben-¬
teilungsgesetzgarnichtvorhandenwar .DamalshatdieRegierunggesagt,
dass die Gemeindenals Ersatz für die Personalzuschüsse ,die zuerstfür

schränkt wurden ,einen Anteil an der Warenumsatzsteuer erhalten sollen .
nochDie Regierungkann wohl etwas ,was schon ein Ersatzist ,

einmalals Ersatzbieten .DieGemeindensollenauchvonderBeteiligung
an der Bankenumsatzsteuerausgeschäåtetwerden .DieseSteuerwolltedie
GemeindeWienals Landeinführen und die Bundesregierunghat mitWien
vereinbart ,dass es auf diese Steuer verzichtet ,wofüraber Länderund

an derBundessteuer amalswurded ein An¬indernLillen . DenbeteilgtwerdensoGemeinden
teil von42 . 5ProzentunddenGemeindenvonnur15Prozentverbürgt ,was
gegenüberdenGemeindendamitbegründetwurde ,dasssie beiderEnteili-¬
gungan der Warenumsatzsteuerentschädigtwerdenwürden .AusdiesemGrun-¬
de wurde auch in das Gesetz über die Bankenumsatzsteuer eine Bestimmung

schlüsseaufgenommen,da Senufteilungbis zur EinführungderWarenumsatzsteuer
befristet .Es ist daher ein starker Rechtsirttum ,wenndie Regierungan- ¬
nimmt ,dass die Bankenumsatzsteuer keine geteilte Abgabevon demTageder

Wirksamkeitder Warenumsatzsteuermehrsei ,sondernesist vielmehrrichtig ,
dass nur der Aufteilungsschlüssel zu ändern ist .Schhliesslich soll den

GemeindenauchanderVermögenssteuer,einerAbgabe ,die ersteingeführt
wird ,ein Anteil nicht gewährleistet werden .Für die LänderundGemeinden
handelt es sich nunmehrumdenEntgangvonnicht wenigerals 560Milliar -¬
den Kronen ,die wenndie Novelle zumAbgabenteilungsgesetz angenommenwird

der Bundzurückbehält .Dadie gesamtenAnteile der LänderundGemeinden
rund . 5Billionen Kronenbetragen,so wird ihnen al soein

Drittelentzogen.Sieverlierenaberausserdemnoch132MilliardenKronen
für ZuschüssezumPersonalaufwandgegenüberdemJahre 1923undmüssen
vom. Jänner1925für ihre gesamtenPersonallastenselbstaufkommen ,was
eine neue Belastungvon 238 Milliarden Kronenbedeutet ,wobeiaberdie
kommendenBezugsregulierunggar nicht mitgerechnetist . Wassoll nunge- ¬
schehen ? Daseinfachste wäre ,wenn die Gemeinden diese Beträge ersparen

könnten ,doch ist dies ausgeschlossen .Bei den meisten Städten machendie
Summen,dieihnendaentzogenwerdenbiszu15PrözenydesgesamtenEin¬
nahmen aus . Sogrosse Summenlassen sich selbst bei Drosselung aller Aus - ¬

gabennkchtersparen .BleibtalsonocheinezweiteMöglichkeit :Erhöhung
derGemeindeeinnahmen.DieRegierungverweistjaschonimWiederaufbauge-¬
setzdarauf,dassdieGemeinden,diemitdenEinnahmennichtdasAuslangen
finden ,die GuundundHauszinssteuer erhöhen sollen .Das ist aber einausser¬
ordentlich ernstes Problem .In vielen Gemeindenmüsste die Hauszinssteuer

ungeheuerlichsteauf das steigen ,umdiesenEntganghereinzubringenund
da auchdie Länderin der gleichenLagesind ,würdeeine solcheErhöhung
derMietzinsediewirtschaftlichenVerhältnisseaufdasschwerstebeein¬daher
flussen .Daserschwertdiesen Auswegausserordentlichunderist
nichtgangbar. KönnendieGemeindenundLänderviel leichtihreselbständi-¬
genAbgabenderarterhöhen,dassderEntganganEinnahmenderihnenjetzt
droht wettgemacht wird ? Esgibt heute nur eine Steuer ,die finanziell eine

Rolle spielt ,nämlich die Fürseggeabgabe .Sie zu erhöhen würde aber eine

Steigerungder froduktionskostennachsich ziehen,siewürdeunsereIndu-¬
strie undunserGewerbeschwerbelasten ,wasjetzt ganzunerwünschtist .
Freilich,es gäbe nocheine vierte Möglichkeit .Der Bundkönnte sichseine
Steuernbehaltenunder müsstedenGemeindenihre Autonomieauf diesemGe
biete wiederzurückgeben ,wobeiaber auchdas vielumstritteneUmlagerecht
auf die Einkommensteuer den Gemeindengegeben werden müsste . Wenndaszu - ¬

gestandenwürde ,liessesichübermanchesreden . SoaberwerdendenGemein-¬
denimmerneueLastendurchdenBundaufgelegt ,wiedies bei demGesetz
überdieErleichterungderBaubewegung,demKleinrentnergesetzundden
Steuerbefreiungengeschieht .



An dieses Referat knüpfte sich eine rege Ausprache ,an dersich
BürgermeisterDr .Stingl ( Krems

BürgermeisterDametz(Linz)/BürgermeisterRösch(SZockerau) ,Bürgermei-¬
ster Preis(Salzburg) ,BürgermeisterWokral( Steyr ) ,BürgermeisterMu¬
chitsch ( Graz ) ,BürgermeisterWolsegger( Klagenfurt )undBürgermeister
Lowatschek( Mödling)beteiligten .EswurdebeschlosseneineAbordnung
bestehendausdemObmannderGeschäftsleitungVizebürgermeisterEm-¬
merling ,demReferentenPräsident Dr .Danneberg ,denBürgermeistern
Muchitsch( Graz ) ,Preis( Salzburg )Wolsegger(Klagenfurt) ,Dr .Sting1
( Krems) ,Lowatschek(Mödling) ,VizebürgermeisterResch( Linz ) ,Stadtrat
Dr. Fischer( St .Pölten ) undStadtratDrbal( WienerNeustadt )zudemBun-¬
desministerfür FinanzenDr .Kienböckzu entsendenundihmfolgende

Entschliessung ,die einstimmig gefasst wurde ,zuüberreichen :
Der am 6 .Dezember in Wien versammelte Grosse Ausschuss des

DeutschösterreichischenStädtebundesstellt fest ,dassdieRegie¬
rungsvorlageüber die Abänderungdes Abgabenteilungsgesetzes ,die
Gemeindenin schwerefinanzielle Bedrängnisbringt .DieGemeinden
habenbei der Schaffungdieses Gesetzesnur deswegenauf ihreZu¬
schlagsrechte verzichtet ,weil ihnen durch die Steuerertragsanteile
ein Ersatzgebotenwordenist . Nunmehrsoll aber auchdiewichtigste
geteilte Steuer ,die Einkommensteuer,zurausschliesslichenBundesab-¬
gabeerklärtwerden.BekanntlichwurdedieEinkommensteuervonden
GemeindenundLändernschonvordemKriegebeanspruchtundWienhat
auchbestimmteSummenausdieserSteuererhalten .DurchdasAbgaben-¬
teilungsgesetz vom3 .März 1922 haben nun alle Gemeindeneinen An¬
teil andieserSteuererhalten .DiesesGesetzist nachlangwierigen
VerhandlungenmitderRegierungundallenbeteiligtenGebietskörper-¬
schaften vereinbaft worden ,stellt also einen Vertrag inGesetzesform
dar .DieGemeindenkönnendeshalbnichtumhin ,sichnachdrücklichstda¬
gegenzu verwahren ,dassdie Regierunges unterlassenhat ,vor derEin
bringung dieses den Haushalt aller Stadtgemeinden schwerbedrohenden
Gesetzes ,mitdenInteressenvertretungender GemeindenFühlungzuneh¬
men,sodasseineeinseitigeLösungdesVertragesseites derRegierung
vorliegt .Auchdie Anteileder Gemeindenan derBankenumsatzsteuer
wurdenvon der Regierungbei der BeratungdesAbgabenteilungsgesetzes

verbürgtundsollennunrückwirckendvom. April1923denGemeinden
genommenwerden .Nach der Regierungsvorlage würden die Gemeindenauch

von der Vermögenssteuerkeinerlei Anteileerhalten .
Dadiein derRegierungsvorlageangekündigtenEntschädigungen

andieGemeindenfinanziellganzunzulänglichsind ,stelltderGrosse
AusschussdesStädtebundeseinhelligandieRegierungdasErsuchen
den Gesetzentwurf über due Abänderung des Abgabenteilungsgesetzes

derart zu ändern ,dass den Gemeindenein finanzieller Nachteilnicht

erwehhse ,da sonst die Stadtgemeindenvor schwerenfinanziellenEr- ¬
schütterungennichtbewahrtbleibenwürden.

StadtratDr. Fischer( St .Pölten )referiertedannnochüber
die Erlangungvon Investitionsanleihen für die Gemeinden .Die
von ihm vorgeschlagenen Richtlinien wurden einstimmig angenommen .

VizebürgermeisterPalka( WienerNeustadt)besprachdieFragederKosten
für die Militäreinquartierung .

NachmittagsbegabsichdieAbordnungzudemBundesministerfürFinan-¬
zenundüberreichteihmdie in derSitzunggefassteEntschliessung.
DerMinisterteilte mit ,dasser sie der Regierungvorlegenwerde.
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